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LEGAL UPDATE ENERGIEWIRTSCHAFTSRECHT 
Köln, 21.09.2023 

Bundeskabinett beschließt Beschleunigung von 
Netzanschlüssen für Erneuerbare-Energien-
Anlagen 

Thorsten Kirch, Dr. Ilka Mainz 

Das Bundeskabinett hat am 13. September 
2023 den vom Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz (BMWK) vorgelegten Entwurf 
einer Verordnung zur Änderung der Elektro-
technische-Eigenschaften-Nachweis-Verord-
nung (NELEV) beschlossen. Das Ziel der Ände-
rungen besteht darin, den Netzanschluss von 
Erneuerbare-Energien-Anlagen (EE-Anlagen), 
insbesondere für Anlagen in der Leistungs-
klasse bis 500 kW, zu beschleunigen. Zur Errei-
chung dieses Ziels sollen Zertifizierungsverfah-
ren stärker digitalisiert und massentauglicher 
organisiert werden.   

Die von der Bundesregierung beschlossenen 
Änderungen sind Teil eines umfangreichen Ge-
samtpakets zur Weiterentwicklung und Moder-
nisierung des Zertifizierungsverfahrens für die 
technischen Mindestanforderungen von Strom-
erzeugungs- und Speicheranlagen. Das Rege-
lungspaket besteht aus der Novellierung der 
NELEV, der Schaffung einer die NELEV ergän-
zenden neuen Energieanlagen-Anforderungen-
Verordnung (EAAV) sowie Änderungen des 
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) im Rah-
men der EnWG-Novelle 2023 und des Solarpa-
kets.  

Gegenstand des Legal Updates sind außerdem 
die weiteren Beschlüsse des Bundeskabinetts 
vom 13. September 2023 über die Füllstands-
vorgaben für Gasspeicher (§§ 35a ff. EnWG) 
sowie die Möglichkeit der temporären Höher-
auslastung des Höchstspannungsnetzes (§ 49b 
EnWG). 

Änderungen des Zertifizierungsverfah-
rens 

Weiterentwicklung der NELEV-Novelle 2022 

Die kürzlich beschlossenen Änderungen der 
NELEV bauen auf die NELEV-Novelle aus dem 
Jahr 2022 auf, mit der bereits erste Maßnahmen 
zur Beschleunigung des Netzanschlusses von 
EE-Anlagen ergriffen worden sind, um den sei-
nerzeit bestehenden „Zertifizierungsstau“ auf-
zulösen. Kern der Novelle aus 2022 war die 
übergangsweise Schaffung der Möglichkeit ei-
nes vorläufigen Netzanschlusses: EE-Anlagen 
dürfen seither vorläufig ans Netz angeschlos-
sen und in Betrieb genommen werden, auch 
wenn für diese Stromerzeugungsanlagen noch 
nicht alle notwendigen Nachweise für ihre tech-
nische Konformität erbracht worden sind. Für 
diese Anlagen kann ein Anlagenzertifikat unter 
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der Auflage ausgestellt werden, dass die not-
wendigen, fehlenden Nachweise innerhalb von 
18 Monaten nachzureichen sind. 

Mit den nunmehr beschlossenen Änderungen 
der NELEV unternimmt die Bundesregierung 
den Versuch, eine langfristig wirksame Lösung 
zu etablieren, um die Entstehung eines „Zertifi-
zierungsstaus“ zu verhindern. Da in näherer Zu-
kunft ein erheblicher Zubau vor allem in der 
Leistungsklasse bis 500 kW erwartet wird, fo-
kussieren sich die Änderungen der NELEV auf 
diese Anlagen. Von den Änderungen betroffen 
sind demnach insbesondere Photovoltaikanla-
gen auf Gewerbe- und privaten Immobilien. 

Erweiterung der Ausnahmeregelung des § 2 
Abs. 4 NELEV  

Als wichtigster Baustein ist in der neuen NELEV 
vorgesehen, dass die bisher in § 2 Abs. 4 
NELEV geregelte Ausnahme für Erzeugungsan-
lagen, die unmittelbar an ein Niederspannungs-
netz der allgemeinen Versorgung angeschlos-
sen werden sollen, zukünftig für Erzeugungsan-
lagen gelten soll, die (unabhängig von der 
Spannungsebene) hinter einem Verknüpfungs-
punkt mit einem Netz der allgemeinen Versor-
gung eine maximale installierte Gesamtleistung 
von bis zu 500 kW und eine maximale Einspei-
sung von 270 kW aufweisen. Hierdurch soll si-
chergestellt werden, dass die tatsächliche Ein-
speisung dieser Anlagen mit der Einspeisung 
von Anlagen vergleichbar ist, die direkt am Nie-
derspannungsnetz der allgemeinen Versorgung 
angeschlossen werden. 

Durch die erweiterte Ausnahmeregelung wird 
die Anzahl der von der Anlagenzertifizierungs-
pflicht betroffenen Anlagen stark reduziert. 
Diese Anlagen müssen dann, wie kleine Erzeu-
gungsanlagen bereits nach bisheriger Rechts-
lage, die Einhaltung der technischen Anforde-
rungen nur noch über ein Einheiten- oder Kom-
ponentenzertifikat nachweisen.  

Anpassung der technischen Anforderungen 

Außerdem werden für die Anlagen der Leis-
tungsklasse bis 500 kW angepasst, um das zu-
künftige Massengeschäft zu erleichtern. Einzel-
heiten werden in übergangsweise in der EAAV 
geregelt, bis die Technischen Anschlussregeln 
(TAR) durch den VDE Verband der Elektrotech-
nik Elektronik und Informationstechnik e. V. an-
passt worden sind. 

Verstärkte Marktüberwachung 

Um auch zukünftig die Systemstabilität zu ge-
währleisten, soll das Absenken der im Nach-
weisverfahren geltenden Anforderungen an Er-
zeugungsanlagen durch eine verstärkte Markt-
überwachung kompensiert werden. Hierbei geht 
es vor allem darum, die Einhaltung der techni-
schen Anforderungen verstärkt sicherzustellen, 
damit ausschließlich regelkonforme Anlagen an 
das Netz genommen und betrieben werden. 
Eine zentrale Rolle kommt dabei dem derzeit in 
der Entwicklung befindlichen Register zur Er-
fassung und Überwachung von Energieanlagen 
im Sinne des § 49d EnWG zu. Insoweit sieht § 4 
Abs. 3 S. 1 NELEV n. F. vor, dass Hersteller von 
zertifizierungspflichtigen Einheiten und Kompo-
nenten verpflichtet sind, die auch jetzt schon 
von einer akkreditierten Zertifizierungsstelle 
auszustellenden Zertifikate nunmehr nach der 
ihnen gegenüber erfolgten Ausstellung an das 
Register zu übermitteln. 

Füllstandsvorgaben für Gasspeicher 

Gegenstand der Beschlüsse vom 13. Septem-
ber 2023 war zudem das Zweite Gesetz zur Än-
derung des Energiewirtschaftsgesetzes, das 
nach dem Beschluss der Bundesregierung nun 
in den parlamentarischen Beratungs- und Ab-
stimmungsprozess übergehen wird. 

Im Wesentlichen zielt das Gesetzesvorhaben 
darauf ab, die anlässlich der ungewöhnlich 
niedrigen Gasspeicherfüllstande im Winter 
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2021/2022 erlassenen Füllstandsvorgaben für 
Gasspeicheranlagen (§§ 35a ff. EnWG) inhalt-
lich unverändert zu verlängern. Derzeit sind 
diese Regelungen noch bis zum 1. April 2025 
befristet. Um die Versorgungssicherheit auch 
nach dem Stichtag sicherzustellen, sollen die 
Regelungen vorzeitig bis zum 1. April 2027 ver-
längert werden. Dies hat zum Hintergrund, dass 
im Jahr 2027 mit der Inbetriebnahme der land-
seitigen LNG-Terminals zu rechnen ist, was al-
ler Voraussicht nach zu einer Entspannung der 
Lage im Bereich der Gasversorgung im Bundes-
gebiet führen wird. 

Zukünftig gelten somit weiterhin die folgenden 
Füllstandsvorgaben: 1. September: 75 Prozent; 
1. Oktober: 85 Prozent; 1. November: 95 Pro-
zent; 1. Februar: 40 Prozent). Aktuell liegt der 
Füllstand der deutschen Speicher laut BMWK 
bei durchschnittlich rund 94 Prozent. Das Zwi-
schenziel für September von 75% wurde also 
bereits deutlich übertroffen. 

Temporäre Höherauslastung des Höchst-
spannungsnetzes 

Darüber hinaus hatte der Gesetzgeber Ende 
des Jahres 2022 in § 49b EnWG den rechtlichen 

Rahmen dafür geschaffen, das Höchstspan-
nungsnetz ohne vorherige energierechtliche 
Genehmigung (insb. §§ 43, 43f EnWG) stärker 
auszulasten. Nach derzeitiger Rechtslage setzt 
die temporäre Höherauslastung die befristete 
Teilnahme von Kraftwerken aus der Netzre-
serve (Netzreservekraftwerke) am Strommarkt 
voraus. Die Rechtsgrundlage hierfür bildet die 
Stromangebotsausweitungsverordnung 
(StaaV). 

Die Erlaubnis für Netzreservekraftwerke zur be-
fristeten Teilnahme am Strommarkt gilt nur noch 
bis 31. März 2024. Da die Bundesregierung je-
doch davon ausgeht, dass sich auch nach die-
sem Stichtag die durch den russischen Angriffs-
krieg ausgelösten Herausforderungen im Ener-
giesektor stellen werden, sieht sie hier einen 
Verlängerungsbedarf. § 49b EnWG soll dement-
sprechend dahingehend geändert werden, dass 
nunmehr ein festes Enddatum für die temporäre 
Höherauslastung des Höchstspannungsnetzes 
unmittelbar im EnWG (und nicht mehr über Ver-
weisungen in der StaaV) vorgesehen und die 
temporäre Höherauslastung bis 31. März 2027 
verlängert wird. Diese Änderungen sollen eben-
falls mit dem zweiten Gesetz zur Änderung des 
Energiewirtschaftsgesetzes eingeführt werden.   
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Hinweis 
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen 
Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. den Autor Thorsten Kirch unter +49 221 33660 - 784 oder tkirch@go-
erg.de und die Autorin Dr. Ilka Mainz unter +49 221 33660 - 788 oder imainz@goerg.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer 
Homepage www.goerg.de. 

Wir verwenden das generische Maskulinum und sehen aus Gründen der besseren Lesbarkeit von einer Nennung aller Geschlechtsidentitäten 
ab, meinen damit aber ausdrücklich jeden in jeder Geschlechtsidentität. 
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